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„Rasse passt nicht mehr ins Grundgesetz“
Uwe Hoßfeld, Professor für Biolo-

giedidaktik an der Universität
Jena, ist dafür, den Begriff „Rasse“
nicht mehr im Thüringer Biologie-
unterricht zu verwenden – und aus
der Verfassung zu streichen.

Herr Hoßfeld, Afrikaner sehen of-
fenkundig anders aus Europäer.
Trotzdem sollte der Begriff Rasse
nicht mehr verwendet werden. Wa-
rum?

Das hat in Deutschland in erster Li-
nie mit der nationalsozialistischen
Vergangenheit zu tun. Der aus der
Biologie stammende Begriff der Ras-
se wurde damals missbraucht und
zum Rassismus. Doch auch die Biolo-
gie hält eine Unterscheidung der
Menschen nach Rassen für nicht
mehr zeitgemäß. Untersuchungen
haben gezeigt, dass Menschen – auch
wenn sie unterschiedlich aussehen –
in ihren Genen fast vollständig
gleich sind.

Sie beschreiben in Ihrem neuen
Buch, welches Bild vom Menschen
Biologie und Politik in der Vergan-
genheit entworfen haben. Was un-
terscheidet diese Sicht von der mo-
dernen?

Der berühmte Biologie Carl von Lin-
né hat 1758 den Menschen als Homo
sapiens sapiens beschrieben. Die mo-
derne Biologie spricht nur noch vom
Homo sapiens. Das belegt, dass auch
in einem naturwissenschaftlichen
Sinn alle Menschen gleich sind. Die
Biologie hatte zunächst mit Schädel-
sammlungen Menschenrassen kata-
logisiert, also sie nebeneinander ge-
stellt und verglichen. Daraus wurde
später eine Hierarchie, also eine
Über- und Unterordnung. Damit war
das Tor zu Sozialdarwinismus und
Rassismus offen.

Die Lehrergewerkschaft GEW hat
vor einigen Monaten kritisiert, dass
der Begriff Rasse in den Lehrplänen

für den Thüringer Biologieunter-
richt verwendet wird. Ein Fehler?

Der Lehrplan stammt aus dem Jahr
1999. Damals war es noch gebräuch-
lich, von Menschenrassen zu spre-
chen, beispielsweise von europid
oder negrid. In den USA ist das unter
seriösen Wissenschaftler bis heute
üblich. Mit Blick auf die deutsche
Geschichte ist es jedoch richtig, den
Begriff nicht mehr zu verwenden.
Wir gehen von einer Einheit des
Menschengeschlechts aus. Welche
Kultur und welche politischen und
religiösen Überzeugungen jemand
hat, ist nur am Anfang des Lebens
eine Frage der Biologie, später dann
die individuelle Entscheidung, die zu
respektieren ist.

Sie arbeiten in der Kommission
mit, die gerade den neuen Lehr-
plan für den Thüringer Biologieun-
terricht erarbeitet. Wie soll „Rasse“
ersetzt werden?

Wir schlagen den Begriff „Ethnie“
vor. In einem biologischen Sinn

kann man von Menschen auch als
Fortpflanzungsgemeinschaft reden.
Der Begriff Rasse verschwindet in der
Biologie natürlich nicht. Es gibt
Hunderassen oder Katzenrassen. Nur
die Übertragung auf den Menschen
lehnen wir ab. Thüringen ist dabei in
einer besonderen Verantwortung.
Der bekannte Jenaer Biologie Ernst
Haeckel war einer der ersten Vertre-
ter des Sozialdarwinismus in
Deutschland. Und während der Na-
zi-Zeit gab es mehrere sogenannte
Rasse-Lehrstühle an der Universität
Jena.

Sind moderne und aufgeklärte Ge-
sellschaften überhaupt noch für
Rassismus anfällig?

Der Rassismus hat sich gewandelt. Er
ist versteckter und vielschichtiger ge-
worden. Im Jugoslawien-Krieg in den
1990er Jahren zum Beispiel machten
sich Serben und Kroaten gegenseitig
anhand ihrer äußeren Erscheinung

verächtlich. Wie in Frankreich und
Ungarn gegenwärtig gegen Sinti und
Roma vorgegangen wird, hat auch ei-
nen rassistischen Hintergrund. Ras-
sismus ist beispielsweise dann gege-
ben, wenn sich eine Volksgruppe ei-
ner anderen überlegen fühlt.

In Artikel 3 des deutschen Grund-
gesetzes heißt es, dass niemand we-
gen seiner Rasse benachteiligt wer-
den darf. Ist auch diese Wortwahl
nicht mehr zeitgemäß?

Das Anliegen ist natürlich richtig,
die Wortwahl aber überholt. Das
Wort Rasse sollte gestrichen werden.
Es passt nicht mehr.

Interview: Eike Kellermann
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Ein Modell im Dornröschenschlaf
Fast schon verzweifelt wird
in Thüringen um Gebiets-
Modelle gestritten, die die
Folgen von Wegzug und
Überalterung auffangen
sollen. Gleichzeitig düm-
peln besonders betroffene
Regionen vor sich hin.

Von Christopher Eichler

Keine Leute, keine Leute – die
Regionen, die vom Bevölke-
rungsrückgang am stärksten

gebeutelt wurden, brauchen Hilfe.
Mit dieser Überlegung war im Jahr
2008 ein vielbeachtetes Modellpro-
jekt zum demografischen Wandel in
Deutschland gestartet worden. Es
sollte erprobt werden: Wie muss man
auf die Folgen von Abwanderung
und Geburtenrückgang reagieren?

So wurde einst die Modellregion
Südharz-Kyffhäuser geboren. Der
Kyffhäuserkreis im Norden Thürin-
gens und der benachbarte Landkreis
Südharz-Mannsfeld in Sachsen-An-
halt nahmen Anfang 2008 gemein-
sam mit der Region Stettiner Haff in
Mecklenburg-Vorpommern als Vor-
reiter in Deutschland an dem Bun-
desprojekt „Demografischer Wandel
– Region schafft Zukunft“ teil. Inner-
halb von zwei Jahren flossen etwa
zwei Millionen Euro in beide Land-
kreise. „Wir dachten, wir bekommen
eine Million für Investitionen, am
Ende waren es aber nur rund 50000
Euro für richtige Dinge, der Rest wa-
ren Mittel für Beratungsleistungen
und Gutachten“, sagt Peter Hengs-
termann (CDU), Landrat des Kyff-
häuserkreises. „In diesem Sinne war
das Ganze für uns nicht besonders
erfolgreich.“ Sein Kreis wird in den
nächsten 20 Jahren rund 20000 Ein-
wohner verlieren, für die Landespla-
nung gilt die Region als „Raum mit
besonderen Entwicklungsaufgaben“.
Doch schon Ende 2009 war die Bun-
desförderung für die meisten der ins-

gesamt rund 20 Vorhaben ausgelau-
fen. Seither ist es ruhig geworden.

Wie wichtig es wäre, zu handeln,
zeigt regelmäßig die Arbeitslosensta-
tistik. Sie weist den Kyffhäuserkreis
als eine der Gegenden mit der höchs-
ten Arbeitslosenquote in Thüringen
aus. Doch bei dem Projekt des dama-
ligen Ost-Beauftragten der Bundesre-
gierung, Wolfgang Tiefensee, ging es
nicht so sehr um das Schaffen neuer
Jobs, sondern um Grundlagen für
politische Entscheidungen. Es sollte
geklärt werden, wie das Straßennetz
in der Region entwickelt werden
muss, wie ein Masterplan für Schul-
entwicklung aussehen oder der öf-
fentliche Personennahverkehr orga-
nisiert werden muss. Und letztlich
ging es auch um die Frage von Ver-
waltungsstrukturen – auch wenn
hinterher keine Empfehlung für
etwaige Gebietsreformen im Thürin-
ger Norden auf dem Tisch liegt.

Wenigstens die Marke Südharz-
Kyffhäuser blieb nach Ende des Mo-
dellvorhabens erhalten. „Auch die
Zusammenarbeit zwischen den Krei-
sen führen wir fort“, sagt Landrat
Hengstermann und betont die Be-
deutung der Modellphase zur Sensi-
bilisierung für das Thema demografi-
scher Wandel. Insgesamt stuft er die
Initiative aber als Vorzeigeprojekt
zur Bundestagswahl 2009 ein und
kritisiert: „Wir müssen aufhören in
Wahlperioden zu denken“. Er fordert
Tacheles statt Sonntagsreden.
„Wenn man eine Schule schließen
muss, sind die Eltern natürlich nicht
begeistert, aber letztendlich geht es
nicht darum, dass die Kinder zehn
Minuten länger im Bus sitzen, son-
dern darum, dass sie in der Schule
Unterricht von hoher Qualität erhal-
ten.“

Gleiche Verhältnisse?
Ebenso müsse man davon ausge-

hen, dass Orte nicht mehrfach an
Zentren angeschlossen werden
könnten, weil die Unterhaltungskos-
ten von Straßen wie eine Schlinge
um den Hals die Handlungsfähigkeit
drosselt. Eine Abstufungen oder ein
Rückbau von Straßen sei aber poli-
tisch schwer durchzusetzen, insbe-
sondere dann, wenn manche Bürger
dann ein paar Minuten länger fahren
müssten. Diese Erfahrung musste

auch der damalige Thürin-
ger Verkehrsminister An-
dreas Trautvetter (CDU)
machen, als er den Vor-
schlag machte, die unter-
geordnete, zweier ähnlich
langen, Verbindungsstra-
ßen zwischen Schmalkal-
den und Trusetal aufzuge-
ben. „Insgesamt habe ich
erhebliche Zweifel, dass
wir in ganz Deutschland
gleiche Lebensbedingun-
gen aufrechterhalten kön-
nen“, gesteht Hengster-
mann, für den auch ärztli-
che Nachuntersuchungen
via Internet oder Online-
Unterricht keine Endzeit-
film-Szenarien sind.

Um einige Projekte aus dem Mo-
dellvorhaben fortzuführen oder an
gewonnenen Konzepten anzuknüp-
fen hat der Freistaat die „Wachs-
tumsinitiative Kyffhäuser“ ins Leben
gerufen. Hengstermann spricht von
einer beträchtlichen Summe, die da-
durch bisher in seinen Kreis floss.
Unter anderem wurde in Bad Fran-
kenhausen mit Fördermitteln eine
Tagesklinik für Psychiatrie eingerich-
tet. In Helbedündorf hat man einen
Kuhstall zu einem Kunsthof umge-
baut. Bis 2013 stehen dem Kreis über
das Regionalbudget 900000 Euro für
neue Projekte zur Verfügung, Mittel

mit denen insbesondere die Indus-
triegroßfläche Artern/Unstrut erwei-
tert und besser an das Straßennetz
angeschlossen werden soll. „Wir hof-
fen, dass sich dadurch neue Unter-
nehmen ansiedeln. Denn Arbeits-
plätze in einer ordentlichen Quali-
tät, helfen am besten gegen Abwan-
derung. Wenn es die nicht gibt, kann
man alles andere vergessen“, sagt
Hengstermann.

Hilfe nur für die Großen
Immerhin sind die neuerlichen

Hilfen des Landes bislang nicht mit
einem Ultimatum versehen – derge-
stalt: „Geld gibt es nur, wenn neue

Strukturen durch Zusammen-
schlüsse geschaffen werden.“
Entsprechend aufmerksam
wird die Entwicklung deshalb
auch in anderen Thüringer
Regionen verfolgt. Dabei gibt
es die netten Prestige-Projek-
te für mehr Attraktivität der
Kommunen längst überall im
Freistaat: Beispiele sind die
Inititiative „Genial zentral“
des Thüringer Bauministeri-
ums, bei der in derzeit mehr
als 40 Kommunen innerstäd-
tische Brachflächen entwi-
ckelt werden sollen; oder das
Bund-Länder-Programm „So-
ziale Stadt“, dass sich auf be-
nachteiligte Ortsteile städte-

baulich konzentriert. Reichlich spät
waren die schwierigsten Patienten in
den Fokus gerückt: Seit drei Jahren
erst richtet sich die „Förderinitiative
ländlicher Entwicklung“ an Kommu-
nen mit weniger als 10000 Einwoh-
nern. Seit 2010 wird sie durch ein
neues Bund-Länder-Programm „Klei-
nere Städte und Gemeinden“ er-
gänzt. Bis 2013 sollen mit Hilfe von
40 Millionen Euro aus kleinen Städ-
ten Infrastruktur-Anker im ländli-
chen Raum gegossen werden. Doch
dafür müssen die nun einmal auch
groß genug sein, um die eingesetzten
Mittel nicht im Sande versickern zu
lassen, lässt die Regierung in Erfurt

immer wieder durchblicken.
Letztlich, so lässt Rembrandt

Scholz, wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am Rostocker Max-Planck-Insti-
tut für demografische Forschung,
durchblicken, gibt es durchaus auch
einen Hoffnungsschimer: „Der Fak-
tor Wirtschaft ist ein ganz entschei-
dender.“ Weil aber in Ostdeutsch-
land die Nachfrage nach Fachkräften
weiter steige und sich dadurch die
Arbeitsbedingungen verbesserten,
falle die Wanderung in die alten Bun-
desländer mittelfristig weg. „Zurück-
gehen wird die Bevölkerungszahl
weiterhin, weil die Geburtenrate mit
1,4 Kindern pro Frau unter dem Wert
von 2,1 Kinder liegt, der notwendig
wäre um die Elterngeneration zu re-
produzieren, und weil potenzielle El-
tern einfach fehlen“, sagt der Wis-
senschaftler von dem Forschungs-
zentrum, das sich mittlerweile als
Mekka der deutschen Bevölkerungs-
wissenschaft hervorgetan hat. In
Orten, in denen Wohnen nicht at-
traktiv ist, schrumpfe die Bevölke-
rung schneller. „Wenn viele wegzie-
hen, verstärkt das den Eindruck, dass
ein Ort nicht mehr lebenswert ist.“
Wichtig sei die Erreichbarkeit von
Zentren, in denen es viele Arbeits-
plätze gibt, wie zum Beispiel Erfurt.
„Abgeschnittene Regionen sind stär-
ker vom demografischen Wandel be-
troffen“, sagt der promovierte Statis-
tiker.

Es geht immer um Kosten
Die Politik muss also den Balance-

Akt bewerkstelligen, wichtige Ver-
kehrswege weiterzuentwickeln und
an anderer Stelle Infrastruktur zu-
rückzubauen. „In erster Linie im
Wohnungsbau“, sagt Demografie-
Experte Scholz. In Thüringen stehen
etwa 100000 Wohnungen leer. Nach
der Wende wurden 44000 Wohnun-
gen vom Netz genommen, weitere
36800 sollen jüngsten Strudien zu-
folge in den nächsten Jahren folgen.

Vorbildcharakter könnte das Bei-
spiel Suhl-Nord haben, wo ein kom-
plettes Plattenbaugebiet bis 2025 in
ein Gewerbegebiet verwandelt wer-
den soll. „Wir müssen das Zentrum
stärken, und damit müssen wir au-
ßen anfangen“, sagt Holger Uske,
Sprecher der Stadt Suhl. „Das ist
schon etwas ganz Neues in Thürin-
gen, aber wir wollen die Stadt für die
Zukunft fit machen und dafür brau-
chen wir Arbeitsplätze.“

Das Problem: Selten sorgen solche
Einschnitte beim wahlberechtigten
Bürger für Jubelstimmung. Wissen-
schaftler Scholz fordert daher ein
Umdenken. „Politiker müssen sich
auch mit defensiver Politik Lorbee-
ren verdienen können.“ Scholz hält
Schließungen von Kindergärten,
Schulen oder Krankenhäuser als un-
vermeidbar. „Die Kostenaspekte be-
kommen einen immer höheren Stel-
lenwert.“ Auch Verwaltung werde
pro Kopf immer teurer. Die Parteien
hätten aber bisher keine ausreichen-
den Konzepte gegen den demografi-
schen Wandel, kritisiert er. „Man
darf nicht nur drüber reden, man
muss auch weitergehen und genau
das passiert nicht“, moniert Scholz.
Siehe Thüringens Demografie-Mo-
dellregionen.

Boom sieht anders aus: Das Archivbild zeigt einen Ostprodukte-Laden in Artern – der Stadt imKyffhäuserkreis sollte schon mit vielen Projekten wie einer Fernsehse-
rie auf die Beine geholfen werden, doch der Erfolg blieb bislang aus. Fotos: dpa/Archiv
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Was bleibt: Ost-Minister Wolfgang Tiefensee (r.) und
Hans-Joachim Gottschalk, Staatssekretär aus Sachsen-
Anhalt, mit der Vereinbarung zur Modellregion 2008.


